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Gerd-Jan Krol

Ökologie als Bildungsfrage?
Zum sozialen Vakuum der Umweltbildung

Zusammenfassung
Der Beitrag nimmt kritisch Stellung zu dem in Heft 1/1992 von H. Heid veröffentlichten Beitrag
zur Umweltbildung und stellt ein Gegenkonzept vor. An Heids Thesen wird vor allem bemängelt,
daß die zentralen Annahmen, v. a. die Konfliktthese, als Erklärung der Kontinuität von Umwelt¬

problemen unzureichend sind und auch keine realistischen Lösungen anbieten. Der hier vorge¬
stellte „sozialökonomische" Ansatz dagegen kann sowohl das Verhalten der Beteiligten plausibel
erklären als auch, im Marktmechanismus, ein Medium der Steuerung anbieten, das ökologisch
erwünschte Folgen eher zu erzeugen vermag.

Im ersten Heft des Jahres 1992 dieser Zeitschrift hat Helmut Heid unter dem

Titel „Ökologie als Bildungsfrage?" eine Zwischenbilanz zu Stand und Per¬

spektiven einer angemessenen Umweltbildung vorgelegt (Heid 1992). Seiner

dort gegebenen Analyse wird hier auch aus sozialökonomischer Sicht in weiten

Teilen gefolgt.
Seine überzeugenden Argumente für eine Sicht der Umweltproblematik, die

die Bewertung von Naturzuständen durch Menschen zum Ausgangspunkt
nimmt (statt Eigenrechte der Natur), implizieren gleichzeitig auch Bewertun¬

gen konkurrierender Nutzungen. Sie können damit auf dem heutigen (zu)
hohen Niveau der Umweltinanspruchnahme die faktische Verwendungskon¬
kurrenz zwischen den einzelnen Umweltleistungen, ihre Knappheit und ange¬
sichts der damit verbundenen Folgen in Form von Nutzungsverzichten auch die

Notwendigkeit eines sparsameren Umgangs mit Natur als umfassende und

permanente Gestaltungsaufgabe deutlich machen. Seine Kritik an der Mora¬

lisierung von Umweltproblemen und an der Individualisierung der „Lösungs¬
ansätze" ist angesichts der gegenwärtigen Praxis der Umweltbildung von

besonderer Bedeutung, weil hier nicht selten die Wirkungsgrenzen individu¬

ellen Handelns marginalisiert werden und der sozialökonomisch zu begrün¬
dende strukturelle Kern des Problems außer acht gelassen wird.1

Nachdrücklich stütze ich seine Kritik an Operationalisierungen der didakti¬

schen Kategorie „Betroffenheit",

- die in der Praxis der Umwelterziehung häufig zu einer faktischen Begren¬
zung auf die (reaktive) Konsumentenrolle führt,

1 Eine empirische Untermauerung findet sich beispielsweise auf der Basis einer Analyse ein¬

schlägiger Literatur bei Kahlert (1990a), auf der Basis einer Befragung von Lehrern des

allgemeinbildenden Schulwesens in Nordrhein-Westfalen bei Krol (1991).

Z.f.Päd.,39.Jg. 1993,Nr.4
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- die bei der gegebenen (und im arbeitsteiligen System grundsätzlich unauf-

hebbaren) Rollenverteilung zwischen Konsumenten und Produzenten -

vermutlich ungewollt - einer Entsorgungspolitik das Wort redet, wo Vor¬

sorge und Vermeidung das Gebot sind,
- und die ein hinreichend differenziertes Wissen über strukturelle Kerne der

Ursachen und Entschärfungs-/Lösungsansätze auf einer einzelfallübergrei¬
fenden, konzeptionellen Ebene erst gar nicht zum Problem werden läßt.

Was folgt aus der diagnostischen Basis für die Umweltbildung? Heid verweist

hier auf die Erarbeitung eines möglichst differenzierten Wissens zur Problem¬

struktur (Heid 1992, S. 132f.), für dessen Operationalisierung er eine Reihe

von Anregungen gibt. Der Beitrag läßt keinen Zweifel daran, daß hierzu no-

mologisches Wissen auch über gesellschaftliche Faktoren, diagnostisches Wis¬

sen über wichtige Ursachen der Problementstehung und prognostisches Wissen
über tragfähige Ansätze zu ihrer Entschärfung gehört. Er plädiert für eine

Ergänzung der bisher vorherrschenden naturwissenschaftlich-ökologischen
Perspektive um eine theoretisch begründete, gesellschaftliche, sozialökonomi¬
sche Perspektive. Gerade hier ergeben sich jedoch Rückfragen. Sie beziehen

sich auf das Erklärungs- und „Lösungspotential" eines von Heid gewählten
soziologisch-konflikttheoretischen Ansatzes zur Analyse des wirtschaftlich¬

gesellschaftlichen Bereichs, der m.E. nicht nur zu Inkonsistenzen in der Ar¬

gumentation führt, sondern auch bildungsrelevante, strategische Ansatz¬

punkte für Problementschärfungen aus dem Blickfeld ausschließt.

Um dieses zu verdeutlichen, soll dem von Heid gewählten Erklärungsansatz
in der hier gebotenen Kürze im folgenden eine sozialökonomisch-koopera¬
tionstheoretisch gegründete Analyse der Ursachen der Umweltproblematik
gegenübergestellt werden. Und nur aus Gründen der Klärung der analytischen
Grundlagen wird hier kontrastierend entwickelt, was im Sinne ökopädagogi¬
schen Bemühens komplementär gemeint ist und in sich ergänzender, ein

angemesseneres Problemverständnis ermöglichender Beziehung steht. Der so¬

zialökonomische Ansatz hilft, zentrale Probleme, mit denen Umweltbildung
und Umwelterziehung konfrontiert sind, theoretisch elaborierter und lösungs-
orientierter zu strukturieren, als es im Beitrag von Heid geschehen ist. Er kann

einen eigenständigen Beitrag „...
zur Entfaltung der Kompetenz, die zur kri¬

tischen Reflexion, Überprüfung, Revision und permanenten Erneuerung die¬

ser Praxis befähigt" (Heid 1992, S. 133), leisten.

1. „Das" Umweltproblem in der Perspektive
des Beitrages von H. Heid

Die im einzelnen sehr komplexe Umweltproblematik kann durch zwei Fragen
eingefangen werden:

- Warum schädigen Menschen die natürliche Umwelt, obwohl sie doch eine

intakte Umwelt wollen? Dies ist die Frage nach den Ursachen.
- Wie können Verhaltensmuster befördert werden, die auf der Inputseite mit

permanenten Ressourceneinsparungen und auf der Outputseite mit anhal-
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tenden Emissionsverringerungen verbunden sind? Dies ist die Frage nach

wirksamen „Lösungsansätzen".

Heid thematisiert die erste Frage explizit und ausführlich. Zur zweiten Frage
finden sich eine Reihe von im Tenor skeptischen und methodologisch normativ

gegründeten Aussagen. Ich konzentriere mich hier auf die erste Frage und

werde die zweite gegen Ende dieser Replik mitzubeantworten versuchen.

Heid nennt die Tatsache, daß kein Mensch sich den Zweck setzt, die Umwelt

zu schädigen, und die gleichzeitige Beobachtung, daß Umweltschädigungen
unvergleichliche Ausmaße angenommen haben, eine Paradoxie (Heid 1992,
S. 128). Er benennt damit ausdrücklich ein Problem, welches in ökopädago¬
gischen Beiträgen i. d. R. als nicht weiter reflektierter Ausgangspunkt in dem

Bemühen um den Aufbau eines „ökologischen Bewußtseins" genommen wird.

Der Begriff „Paradoxie" ist konsequent, wenn man die gesellschaftlichen und

gesamtwirtschaftlichen Ergebnisse menschlichen Handelns - hier die Umwelt¬

beeinträchtigungen - aus den Zwecken, Zielen und Motiven der Menschen - in

der Logik des hier diskutierten Beitrages besser: der Personen - ableitet. Es

liegt in der Struktur dieses Denkansatzes begründet, daß gesellschaftliche und
wirtschaftliche Problemlagen dann nur mit Fehlverhalten relevanter Akteure

erklärt werden können. Differenzierungen ergeben sich allenfalls noch nach

unterschiedlichen Handlungspotentialen, wie sie sich beispielsweise aus der

jeweils eingenommenen Position in der sozialen Struktur der Gesellschaft er¬

geben.
Heid erklärt die „Paradoxie" mit einem soziologisch-konflikttheoretischen

Ansatz, der - von tiefem Mißtrauen gegen Markt und Wettbewerb geprägt -

sich in Analogie zu dem von Claus Offe für das Dilemma der Verbraucher¬

politik geprägten Satz zusammenfassen läßt: in der Umweltpolitik sind die an

intakter Umwelt Interessierten schwach und die Starken bestenfalls desinter¬

essiert (vgl. Offe 1981, S. 122). Als schwach gelten die Konsumenten, als

stark gelten die Produzenten/Anbieter, bei denen die durch die gesellschaftli¬
chen Verhältnisse festgeschriebene Dominanz von Gewinnzielen eine ange¬
messene Berücksichtigung von Umweltbelangen verhindere. Diese Deutung
des „Konfliktes zwischen Ökologie und Ökonomie" führt ohne Not in die

Diskussion über das m.E. politisch nicht zur Disposition stehende Wirtschafts¬

system und vermutlich - auch mangels tragfähiger Alternativen ~ in eine

Sackgasse.
Es soll hier nicht am empirischen Gehalt der Aussage, daß Anbieter Um¬

weltbelange häufig mißachten, gezweifelt werden. Ich sehe umweltbelastendes

Verhalten jedoch gleichermaßen bei Konsumenten. Verwiesen sei auf die enor¬

men Umweltbelastungen im Freizeit-, Urlaubs-/Tourismus- und Wohnbereich,
die mit dem Argument fehlender umweltverträglicherer Wahlmöglichkeiten
nicht erklärt werden können. Gesteht man zu, daß Anbieter zwar manchmal
viele Verbraucher und manche auch immer täuschen können, aber nicht alle

Verbraucher immer, dann besteht wenig Anlaß, die Konsumenten aus ihrer

unmittelbaren Verantwortung hinsichtlich der Verursachung von Umweltschä-
den zu entlassen. Dies gilt selbst für die (wohl von Heid gemeinten) Umwelt¬

schädigungen, bei denen die Urheberschaft der Produzenten zweifelsfrei
festzustellen ist. Bezüglich einer arbeitsteiligen, anonymen Industriegesell-
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schaff, die auf das Leitbild selbstbestimmender Individuen nicht verzichten

will, ist es zweckmäßig, zwischen der Urheberschaft und der wirtschaftlichen
Verursachung von Umweltschäden zu unterscheiden. So ist beispielsweise ein

frühmorgens mit erheblichem Lärm durch ein Wohnviertel fahrender LKW

zweifelsfrei der Urheber von Lärmemissionen. Aber ist er auch der Verursa¬

cher, wenn er nur deshalb zu dieser Zeit durch das Viertel fährt, weil er die von
einer hinreichenden Zahl von Bewohnern schon frühmorgens gewünschte
Frischware anliefert? Diese Differenzierung zwischen Urhebern und (wirt¬
schaftlichen) Verursachern ist für eine ökologisch wirksame Operationalisie-
rung des Verursacherprinzips von großer Bedeutung.

Schließlich verlieren die von Heid herangezogenen sozialen Ausdifferenzie¬

rungskriterien der Umweltschädenverursachung (bei Anbietern) und Betrof¬

fenheit (bei Konsumenten) in dem Maße an Überzeugungskraft, wie Umwelt¬

schäden (und Umweltkrisen) zu einem regionenübergreifenden oder gar
globalen Problem werden, dem sich dann grundsätzlich niemand mehr entzie¬
hen kann.

Damit werden Heids Kriterien „ökonomische Interessen" und „Handlungs¬
macht" für die Erklärung und Entschärfung der Umweltprobleme keineswegs
belanglos. Aber hier wird dafür plädiert, als Ursachen von Umweltproblemen
nicht nur Konfliktdimensionen zwischen den Interessen sozialer Gruppen her¬

anzuziehen, sondern Erklärungen auch und vor allem in Konflikten zwischen

Handlungsoptionen der jeweiligen Entscheidungsträger zu suchen, wie sie sich

unter spezifischen Rahmenbedingungen ergeben können. Es sollten also die

aus den institutionellen Rahmenbedingungen folgenden Handlungsbeschrän¬
kungen, unter denen Menschen ihre jeweiligen Ziele verfolgen, selbst zum
Bestandteil nomologischer Hypothesen gemacht werden, wenn die in Frage
stehenden Ergebnisse menschlichen Tuns/Unterlassens nicht unmittelbar aus

den Zwecken, Zielen und Motiven abgeleitet werden können. Heid bezieht die

Rahmenbedingungen insoweit in seine Analyse ein, als er die durch die ge¬
sellschaftlichen Verhältnisse erzwungene Dominanz von Gewinnzielen für die

fortschreitenden Umweltprobleme verantwortlich macht. Er stellt ein durch
die Gesellschaftsordnung erzwungenes bzw. begünstigtes Fehlverhalten in den

Mittelpunkt. Auf dieser Ebene der Diskussion bleiben aber systematische
Möglichkeiten der Entschärfung der Umweltproblematik verborgen.
Damit komme ich zum zentralen Kritikpunkt aus sozialökonomischer Per¬

spektive. Danach ist streng zwischen den Zielen und Motiven des Handelns

und den gesellschaftlichen/gesamtwirtschaftlichen Ergebnissen dieses Han¬
delns zu unterscheiden. Zwar gehört es zum allgemeinen Erfahrungsschatz,
daß die guten Absichten allein keine guten Ergebnisse zu garantieren vermö¬

gen, dennoch stößt die wissenschaftliche Methodologie sozialökonomischer

Erklärungen, die auf dieser Unterscheidung basieren, verbreitet auf Unver¬

ständnis und Ressentiments. Schon Adam Smith schrieb: „Nicht von dem

Wohlwollen des Fleischers, Brauers oder Bäckers erwarten wir unsere Mahl¬

zeit, sondern von ihrer Bedachtnahme auf ihr eigenes Interesse. Wir wenden

uns nicht an ihre Humanität, sondern an ihre Eigenliebe und sprechen ihnen
nie von unseren Bedürfnissen, sondern von ihren Vortheilen" (Smith 1878,
S. 20). Diese fundamentale Erkenntnis, nach der der Wohl-Stand aller nicht

bzw. nicht (nur) vom Wohl-Wollen der einzelnen abhängt (Homann/Pies 1991,
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S. 608), hat J. A, Schumpetee später auf die Demokratie übertragen und damit

die Grundlage für eine auf der gleichen Methodologie basierende ökonomische

Theorie der Politik gelegt. Er schreibt: „Aber um zu verstehen, wie die de¬

mokratische Kritik diesem sozialen Ziele dient, müssen wir vom Konkurrenz¬

kampf um Macht und Amt ausgehen und uns klar werden, daß die soziale

Funktion, so wie die Dinge nun einmal liegen, nur nebenher erfüllt wird - im

gleichen Sinne, wie die Produktion eine Nebenerscheinung beim Erzielen von

Profiten ist" (Schumpeter 1950, S. 448). Luhmann greift diese Unterscheidung
zwischen Handlungsabsichten und -ergebnissen in anderem Kontext auf, wenn
er darauf verweist, daß auch die Versuche zur Entschärfung globaler Risiken
riskant sind (Luhmann 1991, S. 51,81, lOlff.). Mit diesem Ansatz, der bei der

Bearbeitung gesellschaftlicher (d. h. auch wirtschaftlicher und politischer) Pro¬

bleme klar zwischen den Zielen und Motiven der Entscheidungsträger und

ihren gesellschaftlichen Ergebnissen trennt, kann der Ansatz von Heid einge¬
ordnet und umweltpädagogisch fruchtbar weitergeführt werden. Der Autor

identifiziert die Probleme dort vor allem als Fehlverhalten einer Minderheit

von Produzenten. Die in sich konsistente Folgerung, auf die Änderbarkeit der

Handlungen und Handlungsvoraussetzungen derjenigen abzustellen, „von de¬

ren Entscheidung Beiträge zur Bestimmung und zur Revision der Zwecke und

der Durchführung schädigender Produktion erwartet werden können" (Heid
1992, S. 133), kann als notwendige Bedingung akzeptiert werden. Hinreichend

für die Frage, wie dieses denn mit Aussicht auf anhaltenden Erfolg bewirkt

werden soll, ist diese Folgerung noch lange nicht. In der Regel ist dies der

systematische Ort, wo zur Entschärfung der in Frage stehenden Probleme auf

die Regelungs- und Kontrollkompetenz des Staates abgehoben wird. Wer ge¬
nauer hinschaut, wird angesichts der großen Probleme in all jenen Bereichen,
in denen der Staat direkte Verantwortung für wirtschaftliche Ergebnisse über¬

nommen hat, Zweifel anmelden. Man muß hier nicht nur auf die gescheiterten
staatsplanwirtschaftlichen Systeme hinweisen, auch die Agrarpolitik belegt
eindrucksvoll, welche Fehlentwicklungen zu erwarten sind, wenn der Staat,
und das heißt Entscheidungen von Politikern und Bürokraten, an die Stelle des

Marktes tritt.

Die Ökonomik ist die Lehre vom Umgang mit Knappheiten, die nicht nur auf

Güter und Produktionsfaktoren, sondern auch auf Ressourcen und sogar Wert¬

haltungen und Normen angewendet werden kann2. Ausgehend von den Er¬

kenntnisinteressen der wissenschaftlichen Disziplinen bietet es sich geradezu
an, die Ökonomik daraufhin zu befragen, ob sie zur Erklärung und Entschär¬

fung der zunehmenden Knappheiten an natürlichen Umweltleistungen, als die
die vielfältigen Umweltprobleme auch gedeutet werden können3, einen Bei¬

trag leisten kann. Daß diese naheliegende Frage gerade von „moralsensiblen"
Wissenschaften nicht gestellt wird, liegt m. E. wesentlich in Mißverständnissen

bezüglich der Methodologie des ökonomischen Ansatzes begründet, der ge¬
sellschaftliche Ergebnisse eben nicht unmittelbar aus Zielen und Motiven von

Entscheidungsträgern ableitet. Tut man dies dennoch und löst die für den

2 Vgl. zu letzterem auch die jüngst für nobelpreiswürdig erachtete Arbeit von Becker 1982;
Fleischmann 1981; McKenzie/Tullock 1984.

3 Anschaulich dazu: Krol 1986, S. 378f.
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sozialökonomischen Ansatz konstitutiven analytischen Kategorien Eigennutz
und Markt bzw. Wettbewerb von ihrem Paradigmenbezug, dann folgt fast

zwangsläufig, daß Eigennutz und Allgemeinwohl als Gegensatz begriffen wer¬

den müssen (vgl. Homann 1988, S. 111 ff.). Geht man hingegen vom Paradig¬
menbezug der analytischen Kategorien aus, gelangt man zu anderen Erklärun¬

gen. Auch nach dem sozialökonomischen Ansatz wird nicht bestritten, daß

Egoismus und Wettbewerb mit negativ erscheinenden Phänomenen belegt wer¬
den können, aber man wird immer darauf beharren, zwischen dem Regelver¬
stoß in den Spielzügen (Fehlverhalten) und fehlerhaften Rahmenbedingungen,
den gesellschaftlich relevanten Eigenschaftsmerkmalen der Spielregeln (Kon¬
struktionsfehler in der Ausgestaltung von Institutionen) zu unterscheiden. Die

Ökonomik gründet ihre Aussagen auf der analytischen Kategorie Eigennutz als

causa movens des Verhaltens von Individuen. Es wird nicht nur gefragt, wie

sich Akteure hinsichtlich der Realisierung für erstrebenswert gehaltener Ziele

verhalten sollen, sondern auch, wie sie sich verhalten werden. Und ihre Emp¬
fehlungen zur Realisierung von „Allgemeinwohl" müssen folglich auch dann

tragen, wenn die gesellschaftlichen Akteure (Anbieter, Politiker, Verbrau¬

cher, Arbeitnehmer, Steuerzahler etc.) nicht allgemeinwohlorientiert, sondern

eigennützig handeln (vgl. Krol 1992a, S. 109).
Nach dem sozialökonomisch (kooperationstheoretischen) Ansatz erscheint

die Tatsache, daß kein Mensch sich den Zweck setzt, die Umwelt zu schädigen,
und die gleichzeitige Beobachtung verbreiteter Umweltschäden nicht als „Pa¬
radoxie", sondern als geradezu zwingendes Ergebnis des Verhaltens von

Konsumenten und Produzenten unter den gegebenen Rahmenbedingungen.

2. Umweltprobleme in sozialökonomischer Perspektive

Die sozialökonomische Erklärung von Umweltproblemen beruht auf drei Säu¬

len:

- Aussagen über das Verhalten von Individuen („ökonomische Verhaltens¬

theorie"),
- Aussagen über Institutionen („Markt, Wettbewerb und Demokratie"),
- Aussagen über bestimmte gemeinsame Eigenschaften der im einzelnen sehr

differenzierten Umweltproblematik.

Ich werde die Aussagen mit dem hier notwendigen Mut zur Lücke entwickeln,
in Form eines prägnanten Modells zusammenfassen und dem Ansatz von

H. Heid gegenüberstellen.

2.1 Die „ökonomische Verhaltenstheorie"

Die ökonomische Verhaltenstheorie basiert auf folgenden Annahmen:

- Handlungseinheit ist „das" Individuum. Gruppen und Organisationen wer¬

den als Summe von Individuen gesehen. Gruppeninteressen sind nicht

anders als summierte individuelle Interessen, jedenfalls nicht losgelöst von
individuellen Interessen denkbar.
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- Allen Individuen wird das Ziel unterstellt, die eigene Situation verbessern

bzw. deren Verschlechterung vermeiden zu wollen. Dies ist das so häufig
mißverstandene Eigennutzaxiom. Dieses Streben kann soziale Orientierun¬

gen mit umfassen und es muß auch keineswegs mit einer Verschlechterung
der Position anderer Individuen einhergehen, wie häufig insinuiert wird.

Auch besteht keinerlei Anlaß, dieses Streben nach Verbesserung der eigenen
Situation auf materialistische Werte wie Geld, Güter, Einkommen etc. zu

beschränken. Der Ansatz ist offen für immaterielle Werte wie z.B. soziales

Ansehen, Status oder auch Macht. Konstitutiv ist allein die Hypothese, daß

menschliches Verhalten dadurch motiviert ist, einen individuellen Vorteil zu

erlangen bzw. zu sichern (Frey 1989, S. 71 f.; ders. 1990, S. 6f.; Krol 1992a,
S. 22f.). Selbst wenn man den hypothetischen Status des Eigennutzaxioms
ablehnt, genügt es hier, seinen methodologischen Status für eine Weile zu

akzeptieren, d. h. offen zu sein für die Prüfung der relativen Erklärungskraft
einer Theorie, die auf der Annahme beruht, alle Menschen handelten in

ihren jeweiligen Positionen und Rollen so, daß sie jeweils ihre individuelle

Situation zu sichern bzw. zu verbessern trachten.'1
- Den Individuen wird rationales Verhalten unterstellt. Das meint, daß die

Individuen nach Maßgabe der Handlungsbeschränkungen (Restriktionen),
denen sie sich in konkreten Entscheidungssituationen gegenübersehen, sy¬
stematisch und für eine überwiegende Mehrheit vorhersagbar aus dem

Spektrum vorhandener Alternativen diejenige Variante wählen werden, die

ihnen den größten Vorteil verspricht. Rationales Handeln ist durchaus mit

Gewohnheitsverhalten vereinbar, beispielsweise, wenn Habitualisierung in

einer sich nur mäßig verändernden Handlungsumgebung erhebliche „Infor¬
mationskosten" bei nur geringem Risiko von Fehlentscheidungen einsparen
hilft. Rationales Verhalten meint, daß Individuen auf gleichartige Restrik¬

tionen in systematischer Weise reagieren werden. Ausgeschlossen wird

damit, und das ist wohl die weichste Formulierung der Rationalitätsannah¬

me, daß Individuen systematisch auf die für sie aus ihrer einzelwirtschaftli¬

chen Perspektive vorteilhafteste Situation verzichten werden.

Verhaltensunterschiede zwischen Individuen werden dann nicht mit unter¬

schiedlichen Zielen und Motiven der Entscheidungsträger erklärt, sondern mit
unterschiedlichen Handlungsbeschränkungen, denen sich die Individuen bei

der Verfolgung ihrer Ziele jeweils gegenübersehen. Erklärungsvariable für

Verhalten sind nach diesem Ansatz unterschiedliche „Kosten der Zielrealisie¬

rung", beispielsweise in Form von physischen und psychischen Belastungen,
Zeit, Geld etc.

Solche „Kosten" werden maßgeblich von den jeweils geltenden Institutionen

geprägt, denen sich Individuen in der jeweiligen Entscheidungssituation ge¬

genübersehen -von der Verfassung über Gesetze und Verordnungen bis hin zu

informellen Regeln des Zusammenlebens. Die analytische Unterscheidung
zwischen der Rationalität des Verhaltens von Individuen auf der einen Seite

und der Rationalität von Institutionen auf der anderen Seite kann nun zu

4 Näheres zur Diskussion um den empirischen bzw. methodologischen Status des Eigennutz¬
axioms: Homann 1988, S. 115ff.; KirciigXssner 1988, S. 129ff.; ders. 1991, S. 13ff.
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differenzierenden Aussagen über Ursachen und „Lösungsmöglichkeiten" von

Umweltproblemen führen. Gestiegenes und z.T. ausgeprägtes Umweltbe¬
wußtsein bei gleichzeitiger Verschärfung von Umweltproblemen muß nicht mit

irrationalem Verhalten erklärt werden, sondern kann auch auf rationales Ver¬
halten unter dem Regime irrationaler Institutionen zurückgeführt werden. Zu
ändern wären dann vor allem die Institutionen.

2.2 Definierte Spielregeln für den Eigennutz:
Wettbewerblich organisierte Märkte

Der sozialökonomische Ansatz sieht das eigentliche Explanans für allgemeine
Probleme in institutionellen Faktoren, die den Menschen in ihrem Streben
nach Verbesserung bzw. Sicherung der eigenen Position vorgegeben sind und
die auch die Spielregeln definieren, unter denen eigennützige Spielzüge Platz

greifen. Für den wirtschaftlichen Bereich nehmen hier Markt und Wettbewerb
den gleichen Rang ein wie die verfassungsmäßigen Rahmenbedingungen der

Demokratie im politischen Bereich.

Die gesellschaftliche Institution wettbewerblich organisierter Märkte defi¬
niert die Spielregeln, unter denen eigennütziges Verhalten von Produzenten
und Konsumenten mit Allgemeinwohl vereinbar sein kann. Märkte als Len-

kungs- und Steuerungsinstrumente arbeitsteiliger, interdependenter, komple¬
xer und anonymer Wirtschaftsbeziehungen lassen eine kostengünstige Dek-

kung von Bedarfen und einen sparsamen, wirtschaftlichen Umgang mit

knappen Dingen erwarten, und es gehört zu den herausragenden Eigenschafts¬
merkmalen funktionierender Märkte, auf Verknappungen grundsätzlich mit

Entknappungstendenzen zu reagieren. Knappheit besagt, daß nicht alle Be¬
dürfnisse nach Dingen, die sich in der (möglichst selbstbestimmten) Einschät¬

zung der Individuen einer Wertschätzung erfreuen, gleichzeitig befriedigt
werden können. Herrscht Knappheit, so verursacht der Nutzer eines durch

Knappheit gekennzeichneten Elements (eines Gutes, einer Dienstleistung,
eines Produktionsfaktors, einer Umweltnutzung etc.) i.d.R. gleichzeitig
Knappheitsfolgen in Form ungestillter Bedürfnisse bei denen, die verzichten

müssen, wenn einer das Element erworben hat. Soll also im anonymen gesell¬
schaftlichen Kontext mit knappen Gütern sozial verantwortlich und nicht

verschwenderisch (und das heißt: wirtschaftlich) umgegangen werden, bedarf

es eines Informationssystems, welches die Nutzer über die relativen Knapphei¬
ten informiert. Im Lichte vorliegender Erfahrungen gibt es m.E. bisher trotz

aller UnVollkommenheiten des Marktmechanismus kein besseres Verfahren,
als das der Bewertung konkurrierender Angebote seitens der Nachfrager auf

wettbewerblich organisierten Märkten.5 Hier entfaltet das Prinzip der Markt¬

steuerung seine besonderen Vorteile, insofern jede Verknappung, sofern sie

sich nur in Knappheitspreisen ausdrücken kann, gleichzeitig Tendenzen zur

Entknappung beinhaltet. Steigende Nachfrage nach begrenzt zur Verfügung

5 Eine ausführlichere sozialphilosophische Beschreibung des Lenkungssystems Markt geben
Binswanger/Bonus/Timmermann 1981, S. 84ff.
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stehenden Gütern bzw. Ressourcen läßt deren Preise normalerweise steigen.
Diese werden dann für die Nutzer zu (steigenden) Kosten. Gestiegene Preise

signalisieren so im volkswirtschaftlichen Rechnungszusammenhang einen An¬

stieg der relativen Knappheit - sei es aufgrund steigender Wertschätzung der

Nachfrager, sei es aufgrund steigender Kosten ihrer Produktion, Bereitstellung
oder Erhaltung. Bisherige Verwendungen dieses Gutes, die angesichts des nun

gestiegenen Preises mit geringerer Wertschätzung-signalisiert durch geringere
Zahlungsbereitschaft - belegt sind und damit (bei ausgeglichener Einkom¬

mensverteilung) eine niedrigere Dringlichkeit signalisieren, werden von der

Nutzung ausgeschlossen. Bei vermehrbaren Gütern ergibt sich gleichzeitig un¬
ter der Spielregel des Wettbewerbs der Anbieter um die kaufkräftige Nachfrage
für jeden einzelnen von ihnen ein wirksamer Anreiz zur Angebotsausdehnung.
Obwohl mit steigendem Angebot Preissenkungstendenzen einsetzen, sorgt die

„List" der Institution Markt, der Spielregel des Wettbewerbs, dafür, daß eine

solche Angebotsausdehnung zustande kommen wird. In diesen von dem Willen

und den Zielen der einzelnen Anbieter und Nachfrager völlig losgelösten ge¬
samtwirtschaftlichen Wirkungen des Steuerungsinstrumentes Markt liegt seine
die gesellschaftliche Wohlfahrt fördernde Funktion. Wohlgemerkt, dies ist eine

elementare Beschreibung des Prinzips, und wie immer, so ergeben sich auch

hier in der Praxis erhebliche Abweichungen vom Prinzip. Beispielsweise ist

unbestritten, daß eine sehr ungleiche Einkommensverteilung und Positionen

von anhaltender Marktmacht zu erheblichen Funktionsbeschränkungen führen
können. Aber die Argumente für die Effizienz dieses Prinzips lassen sich nicht

einfach mit dem Hinweis auf seine nur unvollkommene Realisierung entkräf¬

ten (Krol 1992c, S. 534ff.). Dies gilt insbesondere im Licht verfügbarer
Alternativen.

Heids Ausführungen zur Bewertung von Umweltproblemen akzentuierend,
können die vielfältigen Umweltschädigungen nun auch als Resultate institu¬

tionell ungeregelter Knappheitsphänomene gedeutet werden. Menschen ha¬

ben die natürliche Umwelt immer gleichzeitig in drei Verwendungsarten
genutzt:

- als für Gesundheit und Wohlbefinden elementares Konsumgut,
- als Lieferung von regenerierbaren und nicht regenerierbaren Ressourcen für

die Produktion
- und als Aufnahmemedium für Schadstoffe unterschiedlichster Konsistenz

und Gefährlichkeit.

In dieser durch Abbildung 1 verdeutlichten Perspektive können die im einzel¬

nen sehr spezifischen Umweltprobleme auf den gemeinsamen Nenner gebracht
werden, daß heute eine gleichzeitige Nutzung von Umweltleistungen in den

drei Verwendungskategorien ohne wechselseitige Beeinträchtigungen nicht

mehr möglich ist. Wer die Umwelt als Aufnahmemedium für Schadstoffe nutzt,

beeinträchtigt spürbar die Nutzung der Umwelt als Lieferant von für Gesund¬

heit und Wohlbefinden elementaren Konsumgütern. Die zusätzliche Inan¬

spruchnahme einer Verwendungskategorie ist spürbar mit Nutzungseinbußen
anderer Verwendungskategorien verbunden. Es herrscht Verwendungskonkur¬
renz zwischen den einzelnen Umweltleistungen, und es ist vermutlich-konsens¬

fähig, wenn daraus als zentrale Aufgabe abgeleitet wird, die angesichts der
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Abbildung. 1: Beziehungen zwischen ökonomischem und ökologischem System

Quelle: Krol 1986, S. 379.

entstandenen Knappheiten und spürbaren Knappheitsfolgen entstehenden

Verwendungskonflikte dadurch zu entschärfen,,daß mit Umweltleistungen
sparsam, so sparsam wie nur irgend möglich (d. h. wirtschaftlich), umgegangen
wird.

Wenn, wie hier aufgrund der gebotenen Kürze mehr behauptet als argumen¬
tativ entwickelt wurde, wettbewerblich organisierte Märkte effiziente gesell¬
schaftliche Institutionen zur Bewältigung von Knappheitsproblemen sind,
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Abbildung 2: Dilemmastruktur des konflikttheoretischen Paradigmas
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warum haben sich dann Umweltprobleme, die man ja als nun für alle spürbare
Verknappung von Leistungen der natürlichen Umwelt interpretieren kann,
unter dem Regime von Markt und Wettbewerb entwickelt? Warum bewirken

Markt und Wettbewerb nicht einen sorgsameren Umgang mit der natürlichen

Umwelt?

Heid erklärt dies mit dem Interesse der relativ wenigen (mächtigen) Produ¬

zenten an Umweltbeeinträchtigungen und der Machtlosigkeit der an Umwelt¬

schutz interessierten Vielen. Die aus diesem soziologischen (konflikttheoreti¬
schen) Paradigma folgende Dilemmastruktur läßt sich durch die in der

Abbildung 2 dargestellte Matrix veranschaulichen. Die Dilemmakonstellatio¬

nen der Erklärung von Heid werden in den beiden Feldern der Diagonalen
abgebildet. Welche ökopädagogischen Schlußfolgerungen aus dieser Diagnose
zu ziehen sind, bleibt jedoch unklar.

Es ist aber weder notwendig noch aus sozialökonomischer Sicht zweckmä¬

ßig, den Produzenten/Anbietern im Gegensatz zu den Konsumenten ein

urwüchsiges Interesse an Umweltschädigungen zu unterstellen.

Die Antwort auf die sich dann aufdrängende Frage, warum es unter dem

Regime von Markt und Wettbewerb zu so gravierenden Umweltbeeinträchti¬

gungen kommt, fällt leicht, wenn man die analytische Basis Eigennutz als

Triebkraft menschlichen Verhaltens (der Spielzüge) nicht nur um die gesell¬
schaftliche Institution Markt und Wettbewerb als Spielregel zur gemeinwohl¬
orientierten Lenkung der eigennützigen Spielzüge erweitert, sondern als ein

drittes analytisches Element die „Kollektivguteigenschaft" einer intakten Um¬

welt (aber auch von Maßnahmen zu ihrer Erhaltung) hinzufügt. Auf Umwelt¬

probleme kann das für Erklärungen von Dilemmastrukturen zwischen indi¬

vidueller und gesellschaftlicher Rationalität so grundlegende „Kollektivgut¬
theorem bzw. das Theorem der Öffentlichen Güter" erkenntnisfördernd

angewendet werden6.

6 Grundlegend für Markt und Demokratie: Olson 1968; übertragen auf die Umweltprobleme
beispielsweise Binswanger et al. 1981, S. 96ff.
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2.3 Das Theorem „Öffentlicher Güter" als diagnostische Basis

von Umweltproblemen

Die Funktionsfähigkeit von Märkten hängt wesentlich davon ab, inwieweit die
am Wirtschaftsprozeß Beteiligten mit den gesamten Folgen ihres wirtschaftli¬
chen Verhaltens konfrontiert werden, inwieweit „Kosten" und „Nutzen",
welche die Entscheidungsträger verursachen, diesen auch zugerechnet wer¬

den. Die Bewertung der Nutzen und Kosten wirtschaftlicher Aktivitäten er¬

folgt über Preise, und eine notwendige Bedingung für die Zurechnung der

Handlungsfolgen im Markt ist dann, daß sich Nutzen und Kosten (in der

Selbsteinschätzung der Marktteilnehmer) auch umfassend in Marktpreisen
widerspiegeln können. Dies setzt voraus, daß all diejenigen von der Nut¬

zung eines knappen Gutes ausgeschlossen werden können, die nicht bereit

(oder nicht in der Lage) sind, einen (die Bereitstellungskosten deckenden)
Preis zu zahlen. Warum ist dieses so wenig solidarisch klingende, aber für
die Stabilität einer anonymen Solidargemeinschaft grundlegende Prinzip so

wichtig? Dies wird deutlich, wenn man berücksichtigt, daß es viele Güter
und Leistungen gibt, für die dieses Ausschlußprinzip von Preisen nicht zur

Anwendung kommen kann, weil der Nutzen breit streut und nicht auf dieje¬
nigen beschränkt werden kann, die sich zwingend über einen zu zahlenden
Preis an den Kosten der Erstellung oder Erhaltung der Leistung beteiligen.
Dies sind die sogenannten „öffentlichen Güter" bzw. „Kollektivgüter". Staat¬
liche Leistungen wie die Gewährleistung innerer und äußerer Sicherheit,
Küstenschutz, aber auch unentgeltlicher Zugang zu Bildungsinstitutionen und
Teilen der Verkehrsinfrastruktur gehören ebenso dazu wie Umweltnutzungen
und Maßnahmen zur umfassenden Verbesserung der Umweltqualität. Die

Bereitstellung bzw. Erhaltung öffentlicher Güter verursacht (u.U. erhebliche)
Kosten. Aber diese Kosten müssen bisher eben nicht von denjenigen getragen
werden, die hieraus den Nutzen ziehen. Dies hat weitreichende Konsequen¬
zen.

Die auf den Märkten getauschten Leistungen zeichnen sich dadurch aus, daß
die Nutzer dieser Leistungen sich zwingend an den Kosten ihrer Bereitstellung
beteiligen müssen. Wer den Preis nicht zahlt - aus welchen Gründen auch
immer -, wird von der Nutzung der Leistung ausgeschlossen. Und nur weil das
so ist, finden sich im Markt Produzenten, die all diejenigen Güter und Lei¬

stungen anbieten werden, die von den Konsumenten mit einer hinreichenden

Zahlungsbereitschaft belegt werden.

Öffentliche Güter, wie z.B. saubere Luft, intakte Landschaft, Ruhe oder
unbelastete Fließ- und Küstengewässer etc., lassen sich aber nicht stückeln und
auf einzelne Nachfrager aufteilen. Der Nutzen dieser Güter streut. Sie können
nur insgesamt oder überhaupt nicht angeboten werden. Werden sie aber an¬

geboten, kann der einzelne sie nutzen, ohne daß er sich zwingend an den
Kosten ihrer Bereitstellung oder Erhaltung beteiligt haben muß. Dann besteht
ein systematischer Anreiz, die Leistung zu nutzen, die „Kosten" der Bereit¬

stellung (in Form von Geld, Zeit, physischen und psychischen Belastungen)
aber zu meiden. Hinzu kommt, daß aus der Perspektive der individuellen

Entscheidungssituation - und dies gilt für Unternehmen und Konsumenten

gleichermaßen - umweltverträglichere Verhaltensweisen in der Regel fühlbare
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Abbildung 3: Umweltprobleme als „Gefangenendilemmfl"
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und sichere Kosten in Form von Geld, Zeit, Aufgabe von Bequemlichkeit etc.

mit sich bringen, die als Einzelbeitrag aber wiederum keine spürbare Verbes¬

serung der Umweltqualität bewirken können. Diese käme erst später und nur

dann zustande, wenn gleichgerichtetes Verhalten einer hinreichenden Zahl von

Produzenten und Konsumenten gewährleistet werden könnte. Damit besteht

in einer durch anonyme Tauschbeziehungen gekennzeichneten Industriegesell¬
schaft bezüglich der Umweltproblematik ein systematischer Anreiz zum Ein¬

nehmen einer Außenseiter- bzw. Trittbrettfahrerposition. Dies heißt für den

einzelnen (Konsumenten, Produzenten, Politiker auf kommunaler, regionaler
oder nationaler Ebene), für Verbesserungen der Umwelt zu plädieren und

Umweltleistungen auch in Anspruch nehmen zu wollen, aber gleichzeitig per¬

manent der Versuchung ausgesetzt zu sein, die Kosten und Unbequemlichkei¬
ten der Herbeiführung von Umweltverbesserungen selbst zu meiden. Das

erkenntnisfördernde Ergebnis dieses Ansatzes ist, daß dann trotz eines von den

Individuen als dringlich eingestuften Bedürfnisses im Markt kein hinreichendes

Angebot zur Befriedigung dieses Bedürfnisses zustande kommt.

Es erscheint hilfreich, die Dilemmastrukturen nach dem sozialökonomi¬

schen Ansatz mit den Dilemmastrukturen des von Heid gewählten soziolo¬

gisch-konflikttheoretischen Ansatzes zu kontrastieren. Hierzu eignet sich

m.E. ein Modell, welches die sozialökonomische Problemperspektive auf den

analytischen Kern reduziert abbildet. Wir nehmen an, daß die Individuen nicht

systematisch auf die für sie in ihrem individuellen Entscheidungskontext vor¬

teilhafteste Alternative verzichten werden. Wir unterstellen - ohne Erkennt¬

nisverlust für unsere Fragestellung -, daß alle Individuen gleichermaßen von

den Vorteilen umweltverträglicheren Verhaltens und den Kosten zu ihrer Her¬

beiführung betroffen sind. Wir unterstellen drittens, daß - alles zusammenge¬

nommen - die Vorteile umweltverträglicheren Verhaltens die Nachteile der

Verhaltensänderungen überwiegen, so daß sich alle, wenn es denn zu diesen

Verhaltensänderungen käme, besserstellenwürden. Nur aus Gründen der Dar¬

stellung beziffern wir die Vorteile umweltverträglichen Verhaltens für jedes
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Individuum mit 25 Einheiten und die zu ihrer Herbeiführung aufzuwendenden
„Kosten" mit 15 Einheiten. Dann kann die Dilemmastruktur in sozialökono¬
mischer Perspektive durch Abbildung 3 dargestellt werden.

Unter diesen Annahmen würde umweltverträglicheres Verhalten jedem Mit¬

glied dieser Gesellschaft einen Nettovorteil von 10 Einheiten ermöglichen.
Unter Zugrundelegung dieser Problemstrukturierung konzentriert sich das Be¬

mühen von Umweltbildung und Umwelterziehung auf die Vermittlung desje¬
nigen Wissens (einschließlich der Wertbesetzung dieses Wissens), welches
durch die Struktur des Feldes I abgebildet werden kann: Verhaltensänderun¬

gen („Kosten") als Voraussetzung für höher zu gewichtende Ziele wie Exi¬

stenzsicherung, Abwehr von Gesundheitsgefährdung etc. (Kahlert 1991,
S. 104ff.; ders. 1990b, S. 506ff.; Krol 1991, S. 29ff.). An diese durch das

Feld I repräsentierte Konstellation wird die Erwartung geknüpft, daß eine

freiwillige Verhaltensänderung zustande kommt. Und diese Erwartung be¬

stünde auch in sozialökonomischer Perspektive zu Recht, wenn der einzelne

seine Situation nur dadurch verbessern könnte, daß die Vereinnahmung des

Nutzens von 25 Einheiten zwingend die Übernahme des individuellen Kosten¬

beitrages von 15 Einheiten voraussetzte. Dieses Strukturmerkmal privater
Güter fehlt jedoch i.d.R. bei Umweltproblemen. Das Gut Umwelt hat den

Charakter eines öffentlichen Gutes. Dann kann der einzelne seinen Vorteil

dadurch um weitere 15 Einheiten erhöhen, daß er seinen Kostenbeitrag in der

Erwartung verweigert, daß die anderen die mit umweltverträglicherem Ver¬

halten verbundenen Kosten an Zeit, Geld, Mühen etc. von 15 Einheiten schon

tragen werden. Für den einzelnen besteht dann ein systematischer Anreiz, vom
Feld I in das Feld II auszuweichen. Hierin liegt der strukturelle Kern des Pro¬

blems. Die gesellschaftlichen Strukturen genommen, wie sie sind, besteht für

jeden einzelnen ein Handlungsanreiz, Feld II zu besetzen, und das heißt, für

eine intakte Umwelt zu plädieren, aber den eigenen Verhaltensbeitrag zur

Herbeiführung einer intakten Umwelt zu verweigern. Und es erscheint im

Lichte empirischer Beobachtungen (aber auch verhaltenstheoretischer Unter¬

suchungen, die belegen, daß Individuen eher nach Strategien der Reduktion

von Entscheidungsbelastung suchen) im Ergebnis unwahrscheinlich, daß man

dem Anreiz zum Ausweichen in das Feld II in dem für wirksame Problemlö¬

sungen notwendigen Maß widerstehen wird. Dieser Anreiz wirkt für die

einzelnen Produzenten ebenso wie für die einzelnen Konsumenten, Kommu¬

nen, Bundesländer und Staaten im internationalen Rahmen. Damit ist in

keiner Weise ausgeschlossen, daß alle Menschen (oder die überwiegende
Mehrheit) in bestimmten Situationen umweltverträglicher handeln oder be¬

stimmte Menschen sich bemühen, in allen Situationen umweltverträglichere
Verhaltensweisen zu praktizieren. Letztere sind durch Feld III repräsentiert.
Um Mißverständnissen vorzubeugen: Feld III sagt nicht, daß punktuelles Be¬

mühen aller oder umfassendes Bemühen weniger Individuen ohne Nutzen sei.

Feld III steht allein für die Aussage, daß auf diese Weise keine spürbaren
Verbesserungen der Umweltqualität insgesamt erreicht werden können. Dann

ist die Wahrscheinlichkeit groß, daß das von allen gewünschte und für alle

potentiell vorteilhafte Ergebnis verbesserter Umweltqualität durch Markt und

Wettbewerb ohne weiteres nicht zustande kommt (Feld IV). Dies schließt die

Relevanz der von Heid in den Mittelpunkt gestellten Erklärungsvariable, näm-
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lieh Desinteresse der Anbieter, nicht aus. Aber dieser Ansatz zeigt, daß selbst

für den Fall, daß Anbieter an einer intakten Umwelt interessiert sind, Dilem¬

mastrukturen auftauchen, die strategisches Verhalten in Form des Einnehmens

der Trittbrettfahrerposition erwarten lassen. In einer funktionalen Perspektive
kann die gesellschaftliche Rolle der Unternehmen auch so beschrieben wer¬

den, daß sie als Interpreten von Konsumentenwünschen agieren und nach

kostengünstigen Problemlösungen suchen. Erst in der Reaktion der Nachfrager
erweist sich die Angemessenheit der Unternehmensentscheidungen. Diese

Akzentuierung der reaktiven Konsumentenrolle läßt all diejenigen individual-

politisch ausgerichteten Ansätze der Umweltbildung und Umwelterziehung in

einem kritischen Licht erscheinen, die über Veränderungen des Konsumen¬

tenverhaltens eine Problementschärfung erreichen wollen. Abgesehen davon,
daß diese Ansätze am Ende des Produktions- und Konsumprozesses ansetzen

und häufig in Entsorgungsfragestellungen münden, wird hier die konzeptio¬
nelle Tragfähigkeit dieses Ansatzpunktes in Frage gestellt. Wir stimmen also

ausdrücklich der Aussage von Heid zu, daß es im Sinne der Stärkung des

Vorsorgeprinzips vorrangig um Veränderungen im Bereich der Produktion ge¬
hen muß. Allerdings unterscheidet sich die diagnostische Basis (und damit

vermutlich auch die Therapie, die Heid nicht expliziert) grundlegend. Wenn es

die gesellschafthche Funktion der Unternehmen ist, kostengünstige Problem¬

lösungen zu suchen, dann bleibt, so wie die Dinge gegenwärtig liegen, die

Nutzung der Umwelt für die Unternehmen (aber nicht nur für sie) konkur¬

renzlos billig. Das bestehende, historisch gewachsene Bewertungssystem, an

dem Unternehmen ihre Entscheidungen im übrigen ausrichten sollen, nämlich

die Preise von Gütern und Produktionsfaktoren, signalisieren den Unterneh¬

men gegenwärtig (immer noch weitgehend), daß die Inanspruchnahme von

Umweltleistungen keine Knappheitsfolgen, keine Nutzeneinbußen an anderer

Stelle, keine Kosten für Dritte hervorruft. Und dies trotz vorliegender Schät¬

zungen über die sogenannte „ökologische Schadensbilanz". L. Wicke kommt

für Mitte der achtziger Jahre auf Schäden von mindestens 103 Mrd. DM pro
Jahr (Wicke 1986, S. 123), das renommierte Fraunhofer-Institut für System¬
technik gibt in einer gerade vorgelegten Untersuchung die jährlichen Umwelt¬
kosten allein für Westdeutschland mit 610 Mrd. DM an, das entspricht mehr als

einem Fünftel des jährlich erwirtschafteten Sozialproduktes (Wirtschaftswoche
1992, S. 14). Solange Umweltleistungen (weitgehend) zum Nulltarif in An¬

spruch genommen werden können, ist Übernutzung von Umweltleistungen die

voraussehbare und zwingende Folge. Unternehmen und Konsumenten verhal¬

ten sich so, wie man es im übrigen von ihnen erwartet: Sie wählen die für sie aus

ihrer Sicht jeweils vorteilhafteste Alternative, so wie es auch Leitziele zur

schulischen Verbrauchererziehung beschreiben. So gesehen sind Umweltpro¬
bleme das Ergebnis rationalen Verhaltens von Produzenten und Konsumenten

unter dem Regime irrationaler Institutionen, nicht das Ergebnis von Fehlver¬

halten. Nicht Markt und Wettbewerb als solche sind für Umweltprobleme
verantwortlich zu machen, sondern ein Konstruktionsfehler in der institutio¬

nellen Ausgestaltung.
Damit läßt sich nun die (für viele ökologisch Engagierte vorentschiedene)

Frage nach dem Beitrag von Markt und Wettbewerb zur Entstehung und Ver¬

schärfung von Umweltproblemen theoretisch fundiert, empirisch überprüfbar
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und lösungsorientiert beantworten. Märkte sind wirksame gesellschaftliche In¬

stitutionen im Umgang mit Knappheiten. Sie reagieren systematisch auf zu¬

nehmende Verknappung mit Entknappungstendenzen. Voraussetzung dafür ist

allerdings, daß sich Veränderungen der Knappheiten in den Preisrelationen als

den Lenkungssignalen für wirtschaftliche Entscheidungen widerspiegeln kön¬

nen. Nun sind Umweltleistungen faktisch knapp geworden, ohne daß das die

wirtschaftlichen Entscheidungen maßgeblich bestimmende Bewertungssystem
diese Knappheiten anzeigen würde. Deshalb kann es unter diesen Bedingun¬
gen im Wettbewerb nur in dem Maße Fortschritte in Richtung eines schonen¬
den Umgangs mit der natürlichen Umwelt geben, wie sich ein solches Verhalten
- individualethisch fundiert oder durch die Regelungs- und Kontrollkapazität
des Staates erzwungen

-

gegen das dominante Bewertungssystem durchsetzen
kann (s.u.). Die Kosten und Preise von in Produktion, Ge- und Verbrauch
umweltbelastenden Gütern und Aktivitäten sind im Vergleich zu umweltver¬

träglicheren Alternativen zu gering. In einer Gesellschaft, in der sich die

Entscheidungen der Produzenten und Konsumenten (und auch der Politiker)
maßgeblich an den relativen Kosten von Handlungsalternativen orientieren, ist
dann die (auch ungewollte) Förderung umweltbelastender Produktions- und

Konsummuster bei gleichzeitiger Diskriminierung ihrer bekannten (und wich¬

tiger noch: unbekannten, aber prinzipiell zu entdeckenden) umweltverträgli¬
cheren Alternativen die zwingende und voraussehbare Folge. Zwingend und

voraussehbar deshalb, weil es in einem marktwirtschaftlichen System die Auf¬

gabe von Unternehmen ist, nach kostengünstigen Problemlösungen zu suchen.
Und es ist die Aufgabe der i. d. R. nach Reduktion von Entscheidungsbelastung
strebenden Konsumenten, ihren Bedürfnissen entsprechende, kostengünstige
Problemlösungen mit Zufuhr von Nachfrage zu honorieren. Und wenn die
Umwelt zum Nulltarif in Anspruch genommen werden kann und Maßnahmen
zur Reduzierung von Umweltleistungen mit i.d.R. erheblichen Kosten ver¬

bunden sind, dann gibt es keinen Anreiz, sich um eine Reduzierung von

Umweltbeanspruchungen zu bemühen. Im Gegenteil, Unternehmen werden
sich (mit unterschiedlicher Intensität und unterschiedlichen Mitteln) gegen
lediglich Kosten verursachende Investitionen in Vermeidungstechnologie
ebenso zur Wehr setzen, wie Konsumenten insgesamt umweltverträglichere,
aber teurere Marktangebote ignorieren werden.

Würde hingegen die Inanspruchnahme von Umweltleistungen selbst zu Ko¬
sten (statt der Maßnahmen zur Verringerung der Inanspruchnahme von Um¬

weltleistungen), so daß die Kosten- und Preisrelationen auch Auskunft gäben
über das Maß der Umweltbeanspruchungen (statt lediglich über das Maß der

auferlegten Verringerungen von Umweltbelastungen durch Umweltschutzin¬

vestitionen), würden umweltbelastende Produktions- und Konsummuster im

Vergleich zu umweltverträglicheren relativ teurer, die Nachfrage entsprechend
geringer und Forschung und Entwicklung sowie Innovationen in umweltgün¬
stigere Alternativen attraktiver.
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3. Grundsätzliche Ansatzpunkte zur Problementschärfung

In dieser Sicht liegt die zentrale Ursache für die Entstehung und Verschärfung
der Umweltprobleme, in der falschen Bewertung von Umweltleistungen, im

(weitgehenden) Nulltarif von Umweltleistungen, im zu hohen „Öffentlich¬
keitsgrad" der faktisch knapp gewordenen elementaren Ressource natürliche

Umwelt. Die Ursache liegt nicht in der Wirkungsweise von Markt und Wett¬

bewerb als solchen, sondern in einem Konstruktionsfehler hinsichtlich der

institutionellen Ausgestaltung. Solange sich umweltverträglicheres Verhalten

von Konsumenten und Produzenten eben wegen der (historisch zugewachse¬
nen) Abwälzungsmöglichkeiten der mit der Inanspruchnahme von Umweltlei¬

stungen verbundenen Handlungsfolgen auf Dritte gegen die in der Regel
verhaltensbestimmenden Eigeninteressen durchsetzen muß, bleibt es systema¬
tisch erschwert, statt gefördert. Die Fehlleitung von Eigennutz durch Defizite in

der institutionellen Ausgestaltung, nicht Eigennutz selbst, sind in dieser Sicht

die eigentlichen Ursachen fortschreitender Umweltzcrstörung in der Markt¬

wirtschaft.

Diese Diagnose hat für Umweltpolitik und Umweltbildung weitreichende

Konsequenzen. Statt, wie Heid vorschlägt, das absichtsvolle „Fehlverhalten"
der Anbieter durch staatliche Vorgaben und Kontrollen zu bändigen (Abrei-
ze), geht es nach dem sozialökonomischen Ansatz vor allem darum, Anreize

für umweltfreundlicheres Verhalten zu schaffen. Heid setzt darauf, daß um¬

weltverträglicheres Verhalten durch Gesetze oder sonstige geeignete Maßnah¬
men erzwungen wird. Damit verweist er auf das Konzept der administrativen,
einzelfallbezogenen, ordnungsrechtlichen Umweltpolitik, die ihre Vorteile bei

einer unmittelbaren Gefahrenabwehr entfalten mag, die aber nicht in der Lage
ist, auf mittlere und längere Sicht dem Vorsorgeprinzip umfassend Geltung zu

verschaffen. Dies ist vielfältig theoretisch abgeleitet, exemplarisch dargestellt
und empirisch belegt. Hierauf kann an dieser Stelle im einzelnen nicht einge¬
gangen werden (Binswanger/Bonus/Timmermann 1981; Wicke 1991; Krol

1986; ders. 1992c, S. 537ff.). Im Kern laufen die Argumente gegen eine ad¬

ministrative, einzelfallregulierende Umweltpolitik darauf hinaus, daß der

Staat

- bei Zielkonflikten stärker und häufiger als von einem gesamtwirtschaftlichen
Standpunkt aus notwendig zu Lasten umweltpolitischer Ziele entscheidet

(Erpressbarkeit von Politik),
- bestenfalls verbieten oder aus einem Spektrum bekannter Alternativen aus¬

wählen kann („Feuerwehrprinzip" der Umweltpolitik mit der häufigen Folge
von langfristigen Problemverlagerungen),

- aber eine denkbar ungeeignete Institution zum Auffinden neuer, bisher un¬

bekannter Problemlösungen ist (Vermeidung und Vorsorge durch perma¬
nent fortzuentwickelnden „integrierten" Umweltschutz statt Entsorgung).

Kurz, der Staat kann (und muß dort, wo ökologisch unabweisbar) mittels der

Auflagenpolitik Bekanntes ge- bzw. verbieten. Er kann aber nicht Unbekann¬

tes vorschreiben. Mit Popper und in einer Formulierung Dahrendorfs: In

einer Welt der Ungewißheit kommt alles darauf an, die Kosten des Irrtums so

gering wie möglich zu halten. Hieraufhin sind Institutionen zu befragen. Markt
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und Wettbewerb haben hier unbestreitbare Vorzüge, die auch für umweltpo¬
litische Fortschritte nutzbar sind, vorausgesetzt, Politiker können für die

Setzung der Rahmenbedingungen sorgen, die für ein Wirken von Markt und

Wettbewerb in umweltpolitisch erwünschter Richtung notwendig und hinrei¬

chend sind. Konkreter: Statt durch Ge- und Verbote im Einzelfall zu regle¬
mentieren und den Nutzern von Umweltleistungen konkrete Handlungsalter¬
nativen vorzuschreiben (womit immer auch gleichzeitig ein bestimmtes

Restverschmutzungsniveau zum konkurrenzlos billigen Nulltarif gewährt und

festgeschrieben wird), könnte der Staat, wo immer möglich und ökologisch
vertretbar, die Inanspruchnahme der Umweltleistungen selbst mit „Preisen"

belegen, so daß diese bei den Nutzern als Kosten erscheinen. Erst dann werden

im gesamtwirtschaftlichen Lenkungssystem Anreize für umweltverträglichere
Verhaltensweisen freigesetzt. Wer die Umwelt weniger in Anspruch nimmt, hat

nun Vorteile, statt wie bisher im Verhältnis zu den anderen zusätzliche Kosten.

Immer dann, wenn der Staat hingegen nach Maßgabe bestimmter Grenzwerte

bestimmte Standards vorschreibt, werden gleichzeitig die im Rahmen dieses

Standards weiterhin zulässigen Umweltnutzungen zum Nulltarif gewährt. Sie

sind dann konkurrenzlos billig. Im ersten Fall ergeben sich Anreize, nach

Alternativen zur weiteren Reduktion der Umweltbeanspruchung zu suchen.

Im zweiten Fall ergeben sich Anreize, dies nicht zu tun und für den eher

ausnahmsweisen Fall, daß Staat, Bürokratie oder Experten die technische und

ökonomische Machbarkeit zusätzlicher Umweltschutzinvestitionen nachwei¬

sen können, sogar Anreize, dies mit politisch schlagkräftigen Argumenten der

Gefährdung von Arbeitsplätzen etc. abzuweisen.

Die von Heid präferierte Diagnose führt in sozialökonomischer Perspektive
zu einem verhängnisvollen Rollentausch. Die für die Durchsetzung des Vor¬

sorgeprinzips zentrale Frage der Auffindung, des Einsatzes und der Verbrei¬

tung neuer, bisher unbekannter, umweltverträglicherer Produktions- und

Konsummuster wird den hierfür nachweislich nicht geeigneten Institutionen

Staat und Bürokratie anheim gegeben, während das gerade unter dem Inno¬

vationsaspekt kreative Wettbewerbssystem in die Rolle eines Bremsers ge¬

drängt wird. Wohlgemerkt, dieser verhängnisvolle Rollentausch beruht nicht

auf Zielen und Motiven der Handlungsträger, sondern allein auf der irratio¬

nalen Ausgestaltung von Institutionen, unter denen Menschen ihre individu¬

ellen Interessen verfolgen.
In dieser Sicht liegen wirksame Ansatzpunkte zur Entschärfung von Um¬

weltproblemen in einer Veränderung der Institutionen, der Spielregeln, unter

denen Markt und Wettbewerb wirken. Die Individuen müssen mit den (mög¬
lichst mit den gesamten) Folgen ihres Verhaltens konfrontiert werden. Das

heißt für das Umweltproblem, Umweltleistungen, wo immer möglich, denje¬
nigen zuzurechnen, die sie in Anspruch nehmen. Dies ist der Grundsatz der

Operationalisierung des Verursacherprinzips, dessen Befolgung es dann aller¬

dings mit bestmöglichen Vorsorgewirkungen verknüpft, und es entbehrt nicht

einer gewissen Tragik, daß gerade ökologisch Engagierte diese Operationali¬
sierung des Verursacherprinzips mit Hinweis auf unsoziale Verteilungswirkun¬
gen (nicht selten unzulässig) erschweren (vgl. dazu Krol 1992b, S. 44). Wer

Belastungen für Inanspruchnahme von Umweltleistungen generell mit Argu¬
menten ihrer verteilungspolitischen Wirkung ablehnt, entscheidet sich nicht
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nur gegen einen wirksameren Umweltschutz, er verkennt auch, daß solche

Belastungen durch Anpassungsprozesse reduziert werden können (und sol¬

len). Nur der wird stark und anhaltend von Realeinkommenseinbußen betrof¬

fen, der sein Verhalten nicht ändert. Nur für diejenigen, für die zumutbare

Wahlmöglichkeiten nicht bestehen oder auf absehbare Zeit nicht geschaffen
werden können, werden die verteilungspolitischen Wirkungen zu einem sozi¬

alpolitischen Problem, welches dann mit den Mitteln der Sozialpolitik zu

behandeln ist.

Ein wirksamer Umweltschutz ist - so wie die Dinge liegen - nicht zum

Nulltarif zu haben. In sozialökonomischer Perspektive müssen diese zusätzli¬

chen Kosten auch dieVerbraucher als wirtschaftliche Mitverursacher von Um¬

weltproblemen treffen. Die Kosten umweltbelastender Ge-, Verbrauchs- und

Freizeitmuster müssen steigen, damit die Nachfrage nach ihnen entsprechend
zurückgehen kann und Anpassungs- und Substitutions- und Innovationspro¬
zesse bei Verbrauchern und Anbietern initiiert werden, die weniger umwelt¬

belastend sind. Wichtig ist dabei der Prozeßcharakter. Jedes gerade erreichte

Niveau kann dann zum Plafond werden, von dem aus jeweils Suchprozesse
nach kostengünstigeren, und das heißt dann umweltverträglicheren Alternati¬

ven starten.

Dies ist der Kern dessen, was im Sinne der Behebung irrationaler Institu¬

tionen mit dem Begriff des „ökologischen Rahmens" für die Marktwirtschaft

bezeichnet wird. Über seine programmatische und instrumentelle Ausgestal¬
tung muß an dieser Stelle nichts weiter gesagt werden. Zentral ist allerdings,
daß die Notwendigkeit der Schaffung eines ökologischen Rahmens durch den

Staat nicht mit der Errichtung gleichgesetzt werden darf. Der Staat handelt

durch Politiker (und Verwaltungen), deren Verhalten in sozialökonomischer

Analyse mit dem Eigennutzaxiom erklärt wird. Als Ziel wird Machterhaltung
(Regierung) bzw. Machterlangung (Opposition) unterstellt. Wenn über Macht¬

erhaltung und über Machterlangung unter den verfassungsmäßigen Rahmen¬

bedingungen mittels Wahl entschieden wird, kann in der Sicht dieses Ansatzes

in Analogie zum Marktbereich als Ziel der Politiker Wählerstimmenmaximie-

rung unterstellt werden. Umweltpolitisches Handeln der Politiker wird dann

nicht nur durch die ökonomischen Interessen der Anbieter begrenzt, sondern

vor allem durch (erwartete) Zufuhr oder Entzug von politischer Loyalität. Die

(öko)pädagogischen Konsequenzen des hier nur rudimentär angesprochenen
Ansatzes zur Erklärung von Politik liegen m. E. auf der Hand: Es läßt sich nicht

nur voraussagen, daß Politik in der Demokratie gleiche Stimmen ungleich
behandeln wird, wenn es gutinformierte und schlechtinformierte Wähler gibt
(unter Berücksichtigung des Verbandseinflusses verschärft sich das Problem),
es läßt sich auch ableiten, daß eine vorsorgende Umweltpolitik nicht ohne

weiteres durchsetzbar ist. Eine vorsorgende Umweltpolitik verlangt nach der

hier vorgelegten Analyse eine ganz spezifische Operationalisierung des Verur¬

sacherprinzips: nämlich die möglichst umfassende Zurechnung der Handlungs¬
folgen auf die Verursacher, und das sind Produzenten und Konsumenten. Wo

eine entsprechende Politik mit Entzug politischer Unterstützung bestraft wird,
weil ihre Wirkungshypothesen nicht nachvollzogen werden können bzw. öko¬

logisch relevante ökonomische Wirkungshypothesen durch kurzschlüssige Ver¬

teilungshypothesen verdeckt werden, gerät das Vorsorgeprinzip in eine
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Dilemmasituation: Liegen (im günstigsten Fall) verläßliche Prognosen über

bestimmte drohende Umweltbeeinträchtigungen vor, die nach dem Vorsorge¬
prinzip unverzüglich kostenerhöhende Gegenmaßnahmen erfordern, muß der

politische Entscheidungsträger mit Widerspruch bis hin zum Entzug politischer
Unterstützung rechnen. Wartet er ab, bis die prognostizierten Umweltschäden
ein Ausmaß erreicht haben, welches ihn von der Beweislast für die Notwen¬

digkeit entsprechender Maßnahmen befreit und umweltpolitisches Handeln

per Saldo mit Zufuhr politischer Unterstützung belohnt, bleibt das Vorsorge¬
prinzip auf der Strecke.

In dieser Sicht sind Umweltprobleme nicht Folge von Aktionen etwa einer
Minderheit malevolenter Akteure, sondern Interaktionsprobleme rational
handelnder Akteure unter dem Regime nicht rationaler Institutionen.

4. Zusammenfassung

Umweltbildung findet gegenwärtig in einem sozialen Vakuum statt. H. Heids

Forderung nach Einbeziehung gesellschaftlicher Faktoren ist nachdrücklich
zuzustimmen. Seinem Vorschlag zur Strukturierung des wirtschaftlich/gesell¬
schaftlichen Bereiches wurde hier ein sozialökonomisch-kooperationstheore¬
tischer Ansatz gegenübergestellt, der m.E. der Okopädagogik bei der

Entwicklung einer kritisch konstruktiven Perspektive helfen kann.

Während die traditionelle Umweltbildung sich fast ausschließlich auf um¬

weltverträglicheres Verbraucherverhalten richtet, leitet Heid Handlungsanfor¬
derungen an andere gesellschaftliche Akteure - die Produzenten (und den

Staat) - ab.

Das in der Realität zu beobachtende Problem der Umsetzung von Verhal¬

tensdispositionen in konkretes Verhalten, das Dilemma zwischen bekundeter

Einstellung und tatsächlichem Verhalten erfährt bei Heid keine theoretische

Erhellung. Dies ist nach der paradigmatischen Struktur einer Theorie, die die

Akzeptanz einer Norm immer als Argument für eine entsprechende Verhal¬

tensdisposition nutzt, auch nicht verwunderlich. Nun gibt es aber Situationen,
bei denen erst die klare Unterscheidung zwischen dem Wunsch, eine bestimmte
Norm in der Gesellschaft befolgt zu sehen einerseits und der Bereitschaft, diese
Norm dem eigenen Verhalten zugrunde zu legen, andererseits den Blick frei

macht für sonst verborgene strukturelle Kerne. Dies gilt für alle - mit wach¬

sender Vergesellschaftung an Zahl zunehmenden - Probleme, deren Dilem¬

mastruktur mit den Eigenschaftsmerkmalen „Öffentlicher Güter" beschrieben
werden können. Diese Dilemmastrukturen lassen sich mit dem hier vorgestell¬
ten Ansatz fruchtbringend bearbeiten. Nach dem sozialökonomischen Ansatz
ist die Kluft zwischen gestiegenem Umweltbewußtsein und wenig umweltver¬

träglichem Verhalten nicht nur keine Paradoxie, sondern auch dort vorhersag¬
bar, wo Akzeptanz einer Norm und normwidriges Verhalten in einer Person

zusammenfallen. Der sozialökonomische Ansatz kann zur Verringerung der

Kluft zwischen Bewußtsein und Verhalten beitragen, indem er verdeutlicht,
daß die gültigen „Spielregeln" Anreizstrukturen in sich bergen, die eine Um¬

setzung ökologieverträglicherer Verhaltensdispositionen be- und allzuhäufig
auch verhindern. Er kann damit der bisher verkürzt individualethisch gegrün-
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deten Umweltbildung die notwendige und auch von H. Heid reklamierte
sozialethische Ergänzung bieten.
Im Lichte des sozialökonomischen Ansatzes sind die gegebenen Unrwelt-

schädigungen - von Umweltkriminalität einmal abgesehen - nicht Resultat

„falscher" oder gar moralisch verwerflicher Verhaltensweisen gesellschaftli¬
cher Akteure. Eine therapiefähige Diagnose des Problems ist nicht vorwiegend
auf der Ebene der Spielzüge zu gewinnen, sondern muß die Ebene der Spiel¬
regeln hinreichend differenziert einbeziehen. Dies impliziert für die Umwelt¬

bildung, auch zu fragen, wie die „Spielregeln" gestaltet werden müssen und

können, damit die gewünschten Eigenschaftsmerkmale der „Spielzüge" nicht

permanent gegen die Anreizstrukturen fehlleitender „Spielregeln" durchge¬
setzt werden müssen.

Eben weil sich zukunftsbedeutsame Problemstrukturen in anonymen, kom¬

plexen Gesellschaften nicht allein aus den Zielen, Motiven der handelnden
Menschen erklären lassen, eben weil Dilemmastrukturen zwischen dem
Wunsch nach bestimmten Zuständen und dem konkreten Beitrag zu ihrer Her¬

beiführung bestehen, denen mit Wissen, Postulaten und Appellen allein nicht

beizukommen ist, sollten Fragen der Ausgestaltung der „Spielregeln", sozial¬
ethische Fragen also, gleichgewichtig neben Fragen der Gestaltung der Moral
in den „Spielzügen" treten. Denn die hier geforderte Umgestaltung „irratio¬
naler Institutionen" bedarf auch unter funktionalen Aspekten der Gebildeten.
Es wäre m. E. fatal, wenn dieses „auch" mit Instrumentalisierung von Bildung
gleichgesetzt würde. „Das Heranbilden mündiger Menschen im Geiste einer
universalistischen Moral" (Brumlik 1992, S. 530) kann ohne eine das indivi-
dualethische Fundament ergänzende sozialethische Fundierung nicht auskom¬
men. Eine Moral, die der Individualität der Individuen zumutet, sich

systematisch gegen individuell vorteilhafte Handlungsoptionen zu entscheiden,
wird m.E. moralisch fragwürdig.
Der sozialökonomische Ansatz kann helfen - das ist die zentrale und ledig¬

lich am Beispiel der Umweltbildung exemplifizierte Aussage dieser Replik -,

die Notwendigkeit einer sozialethischen Fundierung der Umweltbildung zu

verdeutlichen und die Diskussion in der Dimension voranzutreiben, die dem

Bildungsziel und dem Bildungsbegriff letztlich das Fundament zu liefern hat,
nämlich die Dimension der Bildungsinhalte.
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Abstract

The article is written in response to HelmutHeid's essay on environmental education published in

Vol. 1/1992 of the Zeitschriftfür Pädagogik and is conceived as a conterconeept. The author's main

critique consists in that the central assumptions on which Heid's theses, especially the thesis of

conflict, are based are but an inadequate explanation for the continuity of environmental problems
and do not offer realistic Solutions. The "socio-economic" approach sketched in this article, how¬

ever, both offers plausible explanations of the behavior of those involved and provides a control

medium, i.e., the market mechanism, that is more likely to yield ecologically desirable re¬

sults.
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